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      Flächenschutz

Bayerns Schönheit bewahren

Bund Naturschutz warnt vor weiterem Flächenfraß in 

Unterfranken

Negativbeispiele: IKEA-Verteilerzentrum bei Seligenstadt und Gewerbegebiet „Dettelbach 2000“
Der galoppierende Landverbrauch entwickelt sich zunehmend zu einem der größten Umweltprobleme in Deutschland. Unrühmlicher „Tabellenführer“ unter allen Bundesländern ist dabei Bayern. Tagtäglich werden hier 28 Hektar Land (ca. 40 Fußballfelder) für Siedlungs-, Gewerbe- oder Verkehrsflächen zugebaut und gehen damit für die Grundwasserneubildung und Nahrungsmittelerzeugung ebenso verloren wie als Lebensraum für Pflanzen und Tiere oder als Freiraum für erholungssuchende Menschen. Großflächige Gewerbegebiete auf der ehemals „grünen Wiese“ bestimmen v. a. im Nahbereich der Autobahnen immer öfter das Bild unserer Landschaft. 

Bayern verliert zunehmend sein Gesicht – die einst von Dichtern und Malern gerühmte unverwechselbare landschaftliche Schönheit Bayerns droht endgültig verloren zu gehen und zur Mogelpackung in Tourismusprospekten zu verkommen.

Diese Entwicklung ist umso widersinniger, als bereits heute landesweit ein Überangebot bestens erschlossener Gewerbegebiete (www.sisby.de) besteht. Viele Kommunen müssen fürchten, auf ihren Investitionsruinen sitzen zu bleiben und in den Städten geht unter den alteingesessenen Handwerksbetrieben und Einzelhändlern das „leise Sterben“ um. 

Die drastische Verringerung des Flächenverbrauchs ist mittlerweile zwar erklärtes Ziel auf höchster politischer Ebene und wird sogar von Innenminister Beckstein in einem 6seitigen Rundschreiben an alle bayerischen Bürgermeister angemahnt. Dessen ungeachtet werden die gesetzlich formulierten Zielvorgaben von Bund und Land auch heute noch durch Subventionen aus dem Wirtschaftministerium förmlich konterkariert. Und: Nach wie vor müssen sich Kritiker am hemmungslosen Landverbrauch und an unsinnigen Prestigeprojekten vor allem auf kommunaler Ebene massive Vorwürfe und oft sogar persönliche Anfeindungen gefallen lassen.

Da von der Fa. IKEA bei Seligenstadt (Lkr. Würzburg) geplante Verteilerzentrum und das Mega-Gewerbegebiet „Dettelbach 2000“ am Autobahnkreuz Biebelrieth (Lkr. Kitzingen) sind in Unterfranken dafür zwei besonders negative Beispiele. 

Nach Auffassung des Bundes Naturschutz dokumentieren diese Planungen bzw. Projekte überdeutlich, dass auf kommunaler Ebene nach wie vor ein für unsere natürlichen Lebensgrundlagen, die Schönheit unserer Heimat und jeden Steuerzahler ruinöser Wettbewerb um den Ausverkauf des unersetzlich und weltweit immer knapper werdenden Naturgutes „Boden“ läuft. Mit den Erfordernissen einer nachhaltigen Entwicklung ist dies ebenso wenig vereinbar, wie mit den unmissverständlichen Anforderungen der Bayerischen Verfassung (Art. 141 Abs. 2), den Zielvorgaben des Landesentwicklungsprogramms und dem Bodenschutzprogramm der Bayerischen Staatsregierung von 1991. 

Der Bund Naturschutz hat deshalb auch in einem „Schwarzbuch Gewerbegebiete Bayern“ Negativbeispiele dokumentiert. 

Der BN fordert die Gemeinden auf, sich endlich ihren Verpflichtungen zur nachhaltigen Entwicklung zu stellen. Er appelliert gleichzeitig an Bund und Land, Zuschüsse an Gemeinden für flächenverbrauchende Großprojekte und Mega-Gewerbegebiete zu streichen.

(Weitere allgemeine Forderungen des Bundes Naturschutz zur Reduzierung des Flächenverbrauches enthält die Pressemitteilung 024/LFG „Schwarzbuch Gewerbegebiete Bayern“ vom 10.03.03, zusammen mit dem Schwarzbuch im Internet abrufbar unter www.bund-naturschutz.de/presse/mitteilungen.html )

Geplantes Distributionszentrum der Fa. IKEA bei Seligenstadt (Lkr. Würzburg)

Die Firma. IKEA Lager und Service GmbH plant auf einer Hochfläche nahe dem 150-Seelen-Ort Seligenstadt (Lkr. Würzburg) ein so genanntes „Distributionszentrum“. Das Plangebiet nimmt eine Fläche von ca. 363.000 m2 ein, wovon ca. 65% überbaut werden. Kernstück der Planung sind zwei hintereinander liegende Flachdachhallen mit einer Fläche von je 320 m auf 170 m und einer gestaffelten Höhe. Während im Außenbereich jeder Halle eine Höhe von ca. 12 m erreicht wird, ist in der Gebäudemitte ein Hochregallager vorgesehen, das sich wie ein Turm mit einer Fläche von ca. 105 m auf 112 m und einer Höhe von über 30 m hervorhebt. 

Von diesem Verteilungslager aus sollen die IKEA-Häuser insbesondere in ganz Süddeutschland per Lkw beliefert werden. Der Wareneingangsverkehr (aus Süd- und Südosteuropa) soll als Zielvorgabe zu 40% über die Schiene abgewickelt werden, somit rollen mindestens 60% der eingehenden Waren ebenfalls über die Straße. Dies heißt, dass mindestens 80% des gesamten Warenverkehrs über die Straße laufen werden.

Aufgrund der Dimensionen der geplanten Baukörper und der guten Einsehbarkeit der Fläche, stellt das Vorhaben einen erheblichen Eingriff in das Landschaftsbild dar. Außerdem ist ein Lebensraum für zahlreiche Offenlandarten der Roten Liste Bayern betroffen, wie Rebhuhn (gefährdet), Wachtel (stark gefährdet), Schafstelze (Bestandsrisiko durch Rückgang), Grauammer (stark gefährdet), Rohrweihe (vom Aussterben bedroht), Wiesenweihe (vom Aussterben bedroht), Feldhase (gefährdet), Feldhamster (stark gefährdet).  Wiesenweihe und Rohrweihe sind zudem gemäß Vogelschutzrichtlinie besonders geschützte Arten, weshalb es sich hier faktisch um ein europäisches Vogelschutzgebiet handelt. Das betroffene Gebiet ist Teil des bundesweit bedeutendsten Wiesenweihenbrutgebietes und wurde von „birdlife international“ in die Liste der „important bird areas“ aufgenommen (Mitteilung des Landesbundes für Vogelschutz). Über das Artenhilfsprogramm wird die Wiesenweihe (brütet hier in Getreidefeldern) vom Landratsamt gefördert. Der geschützte Feldhamster (Berner Konvention, Bundesartenschutzverordnung, Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie) hat hier ebenfalls einen bundesweit bedeutenden Verbreitungsschwerpunkt. Zudem würden beste landwirtschaftliche Böden versiegelt werden und eine zusätzliche Verkehrsbelastung mit über 100 Lkw täglich entstehen.

Angesichts der besonderen Bedeutung des geplanten Standortes für verschiedene, auch nach europäischem Recht geschützte Arten hat sich der Bund Naturschutz mit einer Beschwerde an die Generaldirektion Umwelt der Europäischen Kommission in Brüssel gewandt und v. a. wegen der unzureichenden Alternativenprüfung auch die IKEA-Zentrale in Schweden direkt angeschrieben.

Schreiben an die IKEA-Zentrale in Schweden

In seinem Brief (vom 21.02.03) hat der 1. Vorsitzende des Bundes Naturschutz, Prof. Weiger, auf die zu erwartenden negativen Auswirkungen des Vorhabens auf das Landschaftsbild und seltene Arten, aber auch auf den drohenden Verlust bester landwirtschaftlicher Böden und die zusätzliche Verkehrsbelastung für die Anwohnerinnen und Anwohner im weiteren Umkreis hingewiesen. Dabei wurden auch weitere umweltbelastende Planungen der Firma IKEA in Fürth (102.800 m2 großer Neu- und Erweiterungsbau) sowie in Taufkirchen (Rodung von 75.000 m2 Bannwald für Möbelhaus und Parkplätze) aufgeführt.

Der BN hat mit Hinweis auf das bisherige positive Umwelt-Image von IKEA  die Firmenleitung gebeten, von diesen Planungen Abstand zu nehmen und nach anderen natur- und umweltverträglichen Lösungen zu suchen.

Nachdem lt. Aussage des deutschen Geschäftsführers von IKEA, Herrn Inberger, auf dem Scoping-Termin am 26.04.02 in Estenfeld der Firma weitere attraktive Standortangebote vorliegen und auch die Internetrecherche des BN in Bayern gleich mehrere bereits ausgewiesene Gewerbegebietsstandorte entsprechender Größe gebracht hat, erwartet der Bund Naturschutz, dass die Firma IKEA  den Standort Seligenstadt aufgibt und eine ernsthafte Alternativenprüfung vornimmt.

Gewerbegebiet „Dettelbach 2000“

Aufgrund seiner Größendimension, der exponierten Lage auf einer weithin einsehbaren Kuppe, der Missachtung raum- und regionalplanerischer Vorgaben, der fragwürdigen Genehmigungspraxis und der zahlreichen Konflikte, die sich aus diesem Projekt ergeben haben, wurde „Dettelbach 2000“ als einer der 21 Negativbeispiele für das „Schwarzbuch Gewerbegebiete Bayerns“ ausgewählt. Es ist damit repräsentativ für den respektlosen Umgang mit der freien Landschaft in diesem unseren Lande und soll als abschreckendes Beispiel dienen, das hoffentlich keine Nachahmer findet.

Kritikpunkte, Erläuterungen und Forderungen:

S. beiliegender Auszug aus „Schwarzbuch Gewerbegebiete Bayern“.

(Kann im Internet unter www.bund-naturschutz.de/projekte/flächenaktion/index.html abgerufen werden).

Gezeichnet:

Prof. Dr. Hubert Weiger, Landesvorsitzender

Sebastian Schönauer, stellv. Landesvorsitzender

Helmut Schultheiß, Regionalreferent: Tel. 0911 / 81 87 8-13; Fax 0911 / 86 95 68

E-Mail: h.schultheiss@lfg.bund-naturschutz.de
Anlage 1 

EU-Beschwerde des Bundes Naturschutz in Bayern e.V. zum geplanten Distributionszentrum der Firma IKEA  bei Seligenstadt (Lkr. Würzburg)

1) Das von der Firma IKEA geplante Vorhaben verstößt nach Auffassung des Bundes Naturschutz aufgrund der zu erwartenden negativen Auswirkungen auf Rohrweihe, Wiesenweihe und Feldhamster, aber auch aufgrund der unterlassenen Verträglichkeits- und Alternativenprüfung gegen Art. 1 – 4 der Europäischen Vogelschutzrichtlinie und gegen Art. 12 – 16 der europäischen FFH-Richtlinie.

Begründung durch den BN (Auszug aus der EU-Beschwerde):

„Bestandserhebungen sowie Aussagen zu den Auswirkungen der Planungen auf die jeweiligen Arten im Gebiet werden in den dem Bund Naturschutz vorliegenden Planunterlagen nur für die Wiesenweihe und den Feldhamster getroffen.  Selbst für die Rohrweihe erfolgen in den vorliegenden Unterlagen keine näheren Angaben (Anzahl, Verteilung). Dies stellt nach Auffassung des Bundes Naturschutz einen Verstoß gegen die VSch-RL dar, da so eine umfassende Beurteilung der Eingriffsschwere und die gesetzlich geforderte Abwägung nicht möglich sind.

Für die Wiesenweihe ist das Plangebiet mit seinem Umfeld Brut- und Jagdgebiet sowie ein Verbundkorridor zu einem Wiesenweihengebiet im Ochsenfurter Gau (südl. Lkr. Würzburg) und Teil des bedeutendsten Wiesenweihenbrutgebietes der Bundesrepublik. Die hohe Bedeutung der Gesamtregion für die Wiesenweihe stellte auch das Bayerische Landesamt für Umweltschutz (LfU) auf einem  europäischen Workshop in Würzburg dar (siehe beiliegender Artikel aus der Zeitschrift Naturschutz und Landschaftsplanung 34, (6), 2002, S. 162). Vom Landratsamt Würzburg wurden für 2002 ca. 20.000 Euro zum Schutz der Wiesenweihe in der Region Würzburg veranschlagt, finanziert über das bayerische Artenhilfsprogramm. 

In der Begründung zum Bebauungsplan wird klar festgestellt, dass Wiesenweihen sehr empfindlich auf Störungen durch Bewegungen (Menschen, Fahrzeuge) und Vertikalstrukturen reagieren und mit erheblichen negativen Auswirkungen auf diese Art - wie auch auf andere Offenlandarten - gerechnet werden muss. 

Bei Umsetzung der Planungen muss somit befürchtet werden, dass Brutplätze nur noch im weiten Abstand eingerichtet und weite Teile des Jagdreviers nicht mehr genutzt werden können. Ein bevorzugter Flugkorridor zwischen den Populationen sowie Brut- und Jagdrevieren wird eingeengt, so die Begründung zum Bebauungsplan weiter. Damit würde der Lebensraum für diese akut bedrohte Vogelart erheblich verkleinert und entwertet werden.

Eine aktuelle Kartierung im Rahmen des Verfahrens belegt das Vorhandensein von 50 (!) Hamster-Bauen, mit schätzungsweise 25 Tieren. Als Ausgleich sind im verbindlichen Textteil zum Bebauungsplan lediglich nicht näher bezeichnete Extensivierungsmaßnahmen und Bewirtschaftungsfestsetzungen 

vorgesehen. Als eine „mögliche (unverbindliche) Fördermaßnahme“ zum Feldhamster wird eine Umsiedlung vorgeschlagen, jedoch ohne konkrete Angabe zu Erfolgsaussichten und den vorgesehenen Ansiedlungsort. Rechtfertigen lässt sich die Zerstörung des Feldhamsterlebensraumes damit aber umso weniger, als  dem Bund Naturschutz (BN) bis heute kein Fall bekannt ist, wo eine Umsiedlung langfristig zum Erfolg geführt hätte. Räumlich eng benachbarte Flächen, die den sehr speziellen Standortansprüchen des Feldhamsters genügen (z.B. bez. der Bodenmächtigkeit) und für die geplante Umsiedelung genutzt werden könnten, sind bis heute nicht konkret benannt oder erworben worden. Ebenso gibt es dafür auch keinen Eignungsnachweis. Es ist nicht absehbar, dass solche Flächen bis zum nächsten Frühjahr zur Verfügung stehen werden.

Nach unseren Informationen soll in Absprache mit der Regierung von Unterfranken einer Umsiedlung des Feldhamsters sogar eine Vergrämung vorangehen, um möglichst wenig Tiere umsiedeln zu müssen.

Die im Rahmen der Planung vorgelegten Untersuchungen bezüglich der Umweltverträglichkeit entsprechen nicht den Anforderungen der VSch- RL und FFH  -Richtlinie und stellen keine Verträglichkeitsprüfung nach VSch- RL und FFH - Richtlinie dar.“

2) Die im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens vorgeschlagenen Ausgleichsmaßnahmen sind nach Ansicht des Bundes Naturschutz nicht geeignet, den Eingriff auch nur annähernd auszugleichen.

Begründung durch den BN (Auszug aus der EU-Beschwerde:

„Der Eingriff ist nicht ausgleichbar. Es bestehen erhebliche Zweifel, dass die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einen günstigen Erhaltungszustand gewährleisten können. Auch sind die Berechnungen des Ausgleichsbedarfes fehlerhaft. Gemäß Leitfaden des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen  „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ sind Flächen mit einem Vorkommen von Arten der Roten Listen (hier: Rebhuhn (gefährdet), Wachtel (stark gefährdet), Schafstelze (Bestandsrisiko durch Rückgang), Grauammer (stark gefährdet), Rohrweihe (vom Aussterben bedroht), Wiesenweihe (vom Aussterben bedroht), Feldhase (gefährdet), Feldhamster (stark gefährdet)) als Gebiete hoher Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild (hoher Ausgleichsbedarf) einzuordnen. Unabhängig davon wäre schon aufgrund der sehr hohen natürlichen Ertragsfunktion der Böden (wie sie auch der Bebauungsplan bestätigt) eine Einstufung als „mittlerer Ausgleichsbedarf“ notwendig. Bei der Bilanzierung des Kompensationsumfanges in der Begründung zum Bebauungsplan werden diese Vorgaben jedoch klar missachtet und die Fläche als geringwertig eingeordnet, so dass der notwendige Flächenbedarf für Ausgleichsmaßnahmen deutlich niedriger angesetzt wird, als tatsächlich erforderlich. 

Bereits im Jahr 1998 hat das Bundesamt für Naturschutz eine bei Göttingen geplante Feldhamsterumsiedelung negativ beurteilt , darauf verwiesen, des dort keinen Nachweis erfolgreicher Umsiedlungen von Feldhamster-Populationen gibt und dort keine Lösungswege bekannt sind, welche die Anforderungen für eine erfolgversprechende Umsiedlung erfüllen könnten.

Auch der international renommierte Feldhamsterexperte Ulrich Weinholt hat die im Jahr 1998 auf dem Gelände der Universität Göttingen geplante Umsiedlungsaktion von Feldhamstern sehr kritisch beurteilt – u .a. deshalb, weil es speziell zur Umsiedlung des Feldhamsters noch keinerlei Erfahrungen oder gar wissenschaftliche Studien gibt.

Er hat ebenso betont, dass Umsiedlungsprojekte stets Langzeitprojekte darstellen (also nicht, wie hier geplant, innerhalb von 1-2 Jahren durchgeführt werden dürfen) , deren Erfolg oft gering ist, da ein großer Prozentsatz der ausgesetzten Tiere die ersten Monate nicht überlebt.“
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